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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Lagerung 
der von den Interventionsstellen gekauften Erzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In bestimmten Fällen ist es unerläßlich, daß eine 
Interventionsstelle nach Maßgabe der Gemein- 
schaftsbestimmungen gekaufte Erzeugnisse außer- 
halb des Hoheitsgebiets des betreffenden Mitglied- 
staates lagert. 

In Anbetracht der damit möglicherweise verbun- 
denen zusätzlichen Kosten und der Probleme beim 
Absatz dieser Erzeugnisse ist es angezeigt, eine 
solche Lagerung nur nach Genehmigung seitens der 
Gemeinschaft zuzulassen. 

Im Interesse einer administrativen Vereinfachung 
und mit Rücksicht auf die Notwendigkeit, Störungen 
im Handel zu vermeiden, sind geeignete Mechanis- 
men zu schaffen, die eine einfache und markt- 
gerechte Abwicklung der Transport- und Absatzvor- 
gänge bei den betreffenden Erzeugnissen erlauben. 

Die Anwendung einer solchen Regelung macht in- 
sofern eine Abweichung von der Regelung der im 
Agrarhandel erhobenen bzw. gewährten Beträge so- 
wie von der Preisregelung erforderlich, als die Inter- 
ventionsstelle, in deren Besitz sich das Erzeugnis be- 
findet, Preise anzuwenden hat, die auf dem Hoheits- 
gebiet des betreffenden Mitgliedstaates nicht gültig 
sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Interventionsstellen können nach Maßgabe der 
Gemeinschaftsbestimmungen gekaufte Erzeugnisse 
nur dann außerhalb des Hoheitsgebietes des betref- 
fenden Mitgliedstaates lagern, wenn sie hierzu nach 
dem Verfahren des Artikels 4 ermächtigt worden 
sind. 


Artikel 2 

Im Handel mit Erzeugnissen im Besitz der Interven- 
tionsstellen sind die im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik eingeführten Zölle und sonstigen zu 
gewährenden oder zu erhebenden Beträge nicht an- 
| wendbar. 

! A r t i k e 1 3 

j Der Absatz der Erzeugnisse im Besitz einer Inter- 
! ventionsstelle außerhalb des Hoheitsgebiets des be- 
| treffenden Mitgliedstaates erfolgt zu den für den 
j Ort der Lagerung festgelegten oder festzulegenden 
Preisen und Bedingungen. 

Artikel 4 

Die Einzelheiten der Durchführung zu dieser Ver- 
ordnung und insbesondere die Absatzbedingungen 
werden nach dem Verfahren des Artikels 26 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates vom 
1 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Getreide x ) bzw. nach dem Verfahren 
des entsprechenden Artikels der anderen Verord- 
nungen über gemeinsame Marktorganisationen fest- 
gelegt. 

Artikel 5 

Um den Übergang zur Regelung dieser Verordnung 
zu erleichtern, können nach dem Verfahren des Arti- 
| kels 4 Übergangsmaßnahmen erlassen werden. 

j 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

j 9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 1 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (022^1) 36 35 51 



Drucksache 7/5727 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Begründung 

In verschiedenen Mitgliedstaaten führen umfang- 
reiche Interventionen dazu, daß die vorhandene 
Lagerkapazität nicht ausreicht, um sämtliche aufge- 
kaufte Mengen zu lagern. In diesen Fällen ist es un- 
erläßlich, daß die Interventionsstellen die nach Maß- 
gabe der Gemeinschaftsbestimmungen gekauften Er- 
zeugnisse außerhalb des Hoheitsgebiets des betref- 
fenden Mitgliedstaates einlagern können. 

In Anbetracht der damit möglicherweise verbunde- 
nen zusätzlichen Kosten und der Probleme des Ab- 
satzes dieser Erzeugnisse ist es indessen angezeigt, 
eine solche Lagerung nur nach vorheriger Genehmi- 
gung seitens der Gemeinschaft zuzulassen. 

Beim Grenzübergang wären auf die auf diese Weise 
gelagerten Erzeugnisse im Prinzip die im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik eingeführten Beträge 
(insbesondere Beitritts- und Währungsausgleichs- 
beträge) anzuwenden. Da in einigen Mitgliedstaaten 
die Anwendung dieser Beträge Sache der Interven- 
tionsstellen ist, würde eine strikte Durchführung die- 
ser Regelung zu einem Zahlungsverkehr führen, der 
auf eine rein buchmäßige Verrechnung hinauslaufen 
würde. 

Im Interesse einer administrativen Vereinfachung 
und mit Rücksicht auf die Notwendigkeit, Störungen 
im Handel zu vermeiden, empfiehlt es sich daher, 


geeignete Mechanismen einzuführen, die eine ein- 
fache und marktgerechte Abwicklung der Transport- 
und Absatzvorgänge bei den betreffenden Erzeug- 
nissen erlauben. Dieses Ziel kann durch eine Vor- 
schrift erreicht werden, wonach der Absatz der Er- 
zeugnisse im Besitz einer Interventionsstelle außer- 
halb des Hoheitsgebiets des betreffenden Mitglied- 
Staates zu den für den Ort der Lagerung festgelegten 
oder festzulegenden Preisen und Bedingungen er- 
folgt. Außerdem erfordert die Durchführung dieser 
Regelung insofern eine Abweichung von der An- 
wendung der im Agrarhandel erhobenen bzw. ge- 
währten Beträge sowie von der Preisregelung, als 
die Interventionsstelle, in deren Besitz sich das Er- 
zeugnis befindet, Preise anzuwenden hat, die auf 
dem Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaates 
nicht gültig sind. 

Die Detailfragen, die sich aus der vorgeschlagenen 
Regelung ergeben können, lassen sich in dem insti- 
tutionellen Rahmen lösen, in dem die üblichen 
Durchführungsbestimmungen zur Marktorganisation 
des betreffenden Erzeugnisses festgelegt werden. 
Da sich die Probleme, die mit dem vorliegenden 
Vorschlag angesprochen werden, bereits in der Ver- 
gangenheit gestellt haben, müßte die Möglichkeit 
zum Erlaß von Ubergangsmaßnahmen vorgesehen 
werden, um Situationen, die bei Inkrafttreten der 
Verordnung bestehen könnten, zu bereinigen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 23. August 1976 - 14 - 680 70 - E - Ag 65/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5. August 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 
Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Finanzbogen 


Datum: 30. Juni 1976 


1. Haushaltsposten: Kapitel 60 bis 70 des EG-Haushaltsplans 


2. Bezeichnung des Vorhabens: Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Lagerung der von 
Interventionsstellen gekauften Erzeugnisse 


3. Juristische Grundlage: Artikel 43 des Vertrags 


4. Ziele des Vorhabens: Eröffnung der Möglichkeit, von einer Interventionsstelle gekaufte Erzeugnisse 
außerhalb des Hoheitsgebiets des betreffenden Mitgliedstaates zu lagern, falls die in diesem Mitglied- 
staat vorhandene Lagerkapazität nicht ausreicht. 


5. Finanzielle Auswirkungen 

Je 

Laufendes 

Kommendes 

5.0. Ausgaben 

Wirtschaftsjahr 

Haushaltsjahr (1976) 

Haushaltsjahr (1977) 

— zu Lasten des EG-Haus- 




haltes (Erstattungen/Inter- 
ventionen) 

— - zu Lasten nationaler 
Verwaltungen 

— zu Lasten anderer 
nationaler Sektoren 

5.1. Einnahmen 

— eigene Mittel der EG 
(Abschöpfungen/Zölle) 

— im nationalen Bereich j 

; 

0-6 Mio RE 

i 

0-6 Mio uc 


5.0.1. Vorausschau Ausgaben Jahr 1978 Jahr 1979 Jahr 1980 


5.1.1. Vorausschau Einnahmen 0-6 Mio RE 0-6 Mio RE 0-6 Mio RE 


5.2. Berechnungsmethode: Die zusätzlichen Kosten für diese Maßnahme können mit 0-1 v. H. der jähr- 
lichen Gesamtkosten für Interventionsausgaben der zweiten Kategorie veranschlagt werden. Die zusätz- 
lichen Kosten hängen weitgehend von der in den einzelnen Mitgliedstaaten vorhandenen Lagerkapazität 
ab. 


6.0. Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel ja 


6.3. Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen ja 


Anmerkungen: 1. Unter der Hypothese, daß die Verordnung am 1. Januar 1977 in Kraft tritt 


3 



